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schaftsland im vorderen Orient. 


„Welche Aufgaben hat die 
Genossenschaftsbewegung 
nach Ihrer Ansicht zu erfüllen ?'* 


Mit dieser Frage sind die «Deutschen Blätter für 
Genossenschaftswesen» (Tschechoslowakei) an eine 
Reihe Persönlichkeiten gelangt und haben u. a. 
nachfolgende Antworten erhalten: 


«Die Genossenschaften haben ihrer gegenwärti- 
gen Arbeit folgende Leitgedanken zu Grunde zu 
legen: 


1. Kampf gegen den «wirtschaftlichen Egoismus» : 

2. Hebung der wirtschaftlichen Ehrlichkeit; 

3. Durchdringung des gesamten Wirtschaftslebens 
mit einer entsprechenden Planmässigkeit; 

4. Vorsorge für eine sozial gerechte Handlungsweise 
im Wirtschaftsleben der Gegenwart gegenüber 
den schaffenden Menschen». 

Verbandsanwalt Dr. E. F. Schwarz. 


* 


Dem Wesen genossenschaftlicher Betätigung 
entspricht es, dass nicht allein die Arbeit an sich 
entscheidend ist für die Wertung und letzten Endes 
für den Erfolg, sondern die Gesinnung, mit der 
dieses Tun begonnen und durchgeführt wird. Das ist 
das andere im Aufbau gegenüber den übrigen 
Gesellschaftsformen, das ist die sittliche Kraft, die 
nun doch wieder im Gesamtleben der Völker als 
bestimmend für die Entwicklung erkannt wird. Und 
deshalb ist es gerade in unserer Zeit höchste Auf- 
gabe, die Gesinnung in unseren Genossenschaf- 
ten und bei unseren Genossenschaftern in ienem 
Sinne zu bilden, den uns die Führer vorgezeigt und 
teilweise vorgelebt. Unsere Pflicht ist es, an uns 
selbst zu arbeiten und nur Führer zu dulden, welche 
durchdrungen von ihrer Sendung Beispiel sein wollen 
und sein können. Nicht Augenblickserfolge oder 
-Misserfolge dürfen uns beirren, die Technik kann 
und darf nur Hilfsmittel sein, leitend und gestaltend, 
für den wahren Fortschritt entscheidend ist nur die 
sittliche Idee! A. Würfel, Generalinspektor. 


Wie eine Oase in dieser materialistischen Wüste 
erscheint nun die Zusammenschliessung zur Grün- 
dung einer Genossenschaft. Man könnte das bekannte 
Wort unseres Altmeisters auch so formulieren: Hilf 
den andern, so hilfst Du Dir selbst. 
Jeder arbeitet für alle und mittelbar für sich, da ihm 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Die genossenschaft- 
liche Arbeit, die der einzelne für die Gesamtheit ver- 
richtet, wirkt direkt als sittliche Erziehung, 
als Triebkraft gegen den Kampi aller gegen alle. Der 
allzufrüh verstorbene Wiener Verbandsanwalt Dr. 
Neudörfer sagt zutreffend: Die Genossenschaft 
ist weit über ihre Bedeutung in wirtschaftlicher Be- 
ziehung hinaus eine Schule des Gemeinsinns, die den 
einzelnen lehrt, die eigenen Kräfte zu stärken; die 
ihn erzieht, sie zu gebrauchen im Dienste der Ge- 
samtheit zu arbeiten. Genossenschaftliche Denkungs- 
und Arbeitsweise ist für den so notwendigen mora- 
lischen Wiederaufbau unentbehrlich... 


Dr. R. Ausch. 
* 


Eine volkswirtschaftliche Arbeit muss auch zu 
der Erkenntnis und Ueberzeugung führen, dass die 
Genossenschaft in ihrer Anwendbarkeit auf die 
Volkswirtschaft beschränkt ist, und dass iedes Ueber- 
greifen auf ihr fremde Gebiete schwere Gefahren in 
sich birgt. 

Wenn eine von den Aufgaben, welche der Ge- 
nossenschaft der Gegenwart obliegt, hervorgehoben 
werden soll, so ist es: die Heranziehung der Ju- 
gend zur Mitarbeit, ihre Erziehung zur Erkenntnis 
des Genossenschaftswesens und die Erweckung ihrer 
Begeisterung für die Genossenschaftsarbeit! 

Bei der Unsicherheit der Entwicklung der diri- 
gierten Wirtschaft, ihrer Fortdauer und ihrer plan- 
mässigen Gestaltung, lassen sich heute die Aufgaben, 
welche die Genossenschaften hier zu erfüllen haben 
werden, nicht strikte umschreiben, aber hier muss es 
heissen: Bereit sein! Moriz Weden, Bundesanwalt. 


* 


Der Zweck der Genossenschaft ist ja auch, einen 
neuen, besseren Menschen zu schaf- 
fen. Die Genossenschaften verbessern 
gleichzeitig das Milieu und den Men- 
schen. Prof. V. Totomianz. 
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Teuerung. 


Erhöhung des Vollbrot-Preises um 5 Rappen 
und Erhöhung des Milchpreises um I Rappen, mit 
dieser für die weitesten Kreise betrüblichen Bot- 
schaft trat der Bundesrat letzte Woche vor die 
schweizerische Konsumentenschaft. Selbst für den 
Bundesrat soll sich der Zwang zu diesen Erhöhungen 
überraschend eingestellt haben. Eingeweihten, mit 
den Tatsachen vertrauten Kreisen musste es 
iedoch klar sein, dass auf die Dauer die Preise für 
Brot und Milch nicht mehr zu halten waren. Das 
was geschehen ist, ist nichts anderes als eine not- 
wendige Anpassungandie Marktver- 
hältnisse und eine Rückkehr zu eini- 
sermassen gesunden betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen. Die Auswir- 
kungen des Bundesratsbeschlusses sind jedoch hart, 
für weite Kreise ausserordentlich hart; und wenn 
man sich nicht durch eine bornierte Haltung die 
durch die Abwertung geschaffenen Chancen ver- 
derben will, muss eine Lösung gefunden werden, die 
den wirtschaftlich Schwachen die über Nacht auf- 
erleste neue Bürde erleichtert. 

Oberflächliche werden versucht sein, die Teue- 
rung samt und sonders der Abwertung aufs 
Schuldkonto zu schreiben. Mit Unrecht. Denn auch 
ohne Abwertung wäre eine Teuerung der Lebens- 
haltung eingetroffen. Von Seiten des Bundes wurde 
durch die Schaffung des relativ billigen Volksbrotes 
versucht, die Auswirkungen von Preissteigerungen 
und Abwertung auf ein Minimum zu beschränken. 
Das wäre möglich gewesen, wenn der Verbrauch 
an Vollbrot einen Drittel des gesamten Brotver- 
brauchs nicht erheblich überschritten und der Ge- 
treidepreis auf dem ausländischen Getreidemarkt 
keine ausserordentlichen Steigerungen zu verzeich- 
nen gehabt hätte. So haben sich für die Müller seit 
dem Sommer 1936 die Einstandspreise des fremden 
Brotgetreides um rund Fr. 13.— pro Doppelzentner 
höher gestellt. Von dieser Verteuerung von Fr. 13.-— 
sind etwa Fr. 4— als Folge der Abwertung des 
Schweizerfrankens zu bewerten und Fr. 9.— den 
Erhöhungen auf dem ausländischen Getreidemarkt 
zuzuschreiben. Die Preishausse am Weltgetreide- 
markt hat sich inzwischen noch mehr verstärkt, und 
die Getreidepreise haben sich mehr als verdoppelt. 
Der Verlust des Müllereigewerbes durch den ausser- 
ordentlichen Zuspruch zum Volksbrot und die Preis- 
hausse ist monatlich netto auf eine Million Franken 
zu veranschlagen. Und trotz der Erhöhung des Voll- 
brotpreises auf 40 Rp. ist dieser Preis noch niedriger 
als er bei freier Preisbildung gerechtfertigt wäre. 


Ein ausserordentlich starker Druck, vor dem der 
Bundesrat schliesslich weichen musste, mit dem Ziel 
der möglichst schnellen Erhöhung der Brotpreise, 
wurde vor allem von Seiten der Müller ausgeübt. 
Verständlicherweise; denn ihnen war die Durchfüh- 
rung des Volksbrotplanes, der sie mit ganz beson- 
deren Risiken belastete, in erster Linie aufgebürdet 
worden. Während Bäckereien mit rationellem Be- 
trieb und einer gewissen Betriebs- und Umsatz- 
grösse bei der Herstellung von Volksbrot im allge- 
meinen ohne bemerkenswerte Verluste bestehen 


konnten, so nahmen diese bei den Müllern Ausmasse 
an, die ihre, wie verlautet, ultimative Hal- 
tung segenüber dem Bundesrat erklärt. 
Einer Einsendung aus Müllerkreisen in der «Neuen 
Zürcher Zeitung» ist zu entnehmen, dass der Müller 
für das Produkt aus 100 kg des erforderlichen Ge- 
treides, für das Vollmehl und die Kleie, Fr. 21.50 


erhalte. Für diese gleichen 100 kg Getreide muss 
er selber aber Fr. 23.— bezahlen. Er bekommt also 
fürdas Fertigprodukt Fr. 150 weniger 
als er für das Rohmaterial hat bezahlen 
müssen. Für seine Arbeit, die Unkosten der Mehl- 
lieferung usw. erhält er fast nichts. Dieses Verlust- 
geschäft veranlasste die Müller zur Forderung an 
den Bund, entweder den Vollmehlpreis zu erhöhen 
oder den Müllern den Verlust direkt zu ersetzen. 
Der Bundesrat hat den bekannten Weg gewählt. 


Die Schweiz bekommt eben hier im Gegensatz 
zum Sterlingblock den Nachteil in vollem Ausmasse 
zu spüren, dass ihre Abwertung in eine Zeit stei- 
gender Weltmarktpreise fiel. Erschwe- 
rend kommt weiter hinzu, dass die Vorräte, die vor 
und kurz nach der Abwertung angelegt wurden, auf- 
eebraucht sind und die schon einige Zeit konstatierte 
ErhöhungderGrosshandelspreise nun 
bestimmend auf die Detailpreise einwirkt. So haben 
wir ein Zusammenwirken einer ganzen Reihe von 
negativen Momenten, die das gesamte Preis- 
niveau in die Höhe treiben. Auch der noch so starke 
Druck auf die Handelsmarge wird daran nichts 
ändern können. 


Wie wirkt,sich die Teuerung auf Brot, Milch 
und Milchprodukte zahlenmässig aus? Durch den 
Beschluss des Bundesrates wird der im Bundesbe- 
schluss vom 14. Dezember 1936 gehaltene Preis von 
Fr. 23.— für 100 kg Ruchmehl auf Fr. 29.50 erhöht. 
Daraus ergibt sich eine Erhöhung des Brotpreises 
von bisher 35 Rappen auf 40 Rappen pro Kilo. Die 
Kalkulation des Brotpreises nur auf Grund der Ver- 
teuerung des Getreides hätte einen Aufschlag des 
Brotes von 12 bis 15 Rp. zur Folge gehabt. Durch 
Einführung des Volksbrotes konnte dies jedoch ver- 
hindert werden. 


Dass den bäuerlichen Produzenten eine Erhö- 
hung des Milchpreises zugestanden werden sollte, 
darüber war man sich allgemein einige. Noch nicht 
gelöst ist die Frage, wie der Aufschlag von zwei 
Rappen für den Konsumenten auf 1 Rp. ohne zu 
starke finanzielle Einbusse (durch teilweisen Weg- 
fall des Krisenrappens!) beschränkt bleiben kann. 
Vorerst wird in erster Linie noch der Krisenrappen 
herhalten müssen, um den Konsumenten, wie be- 
schlossen, nicht mit mehr als einem 
Rappen neu belasten zu müssen. Da die Inland- 
preise für Käse und Butter tiefer stehen als 
die Einstandspreise, tritt deshalb auch für Käse 
und Kochbutter ein Preisaufschlag bis zu 30 Rappen 
pro Kilo und für Tafelbutter eine Erhöhung um 
25 Rappen ein. 


Angesichts der Wichtigkeit, die Brot und Milch 
in jedem Haushalt zukommt, werden sich die vor- 
genommenen Preiserhöhungen auch in einer sehr 
spürbaren Erhöhung der Indexziffier 
auswirken. Absolut genommen scheint die durch die 
Preissteirgerung von Brot, Milch und den Milch- 
produkten bewirkte Indexziffersteigerung von 4,2 
Punkten tragbar. In Berücksichtigung der übri- 
gen schon stattgefundenen und noch stattfindenden 
Verteuerung (z. B. Teigwaren!) bedeutet jedoch 
jeder Rappen Mehrausgabe in einer Zeit, die ohne- 
hin schon durch Einkommenseinbussen zekenn- 
zeichnet ist, eine starke Belastune brei- 
tester Konsumentenkreise. Heute wird 
mit jedem Rappen gerechnet. Der unerwartet grosse 
Zuspruch zum Volksbrot ist bestimmt nicht allein 
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auf dessen Güte, sondern eben auf die Notwen- 
digkeitzu Einsparungen seitens weitesier 
Bevölkerungsschichten zurückzuführen. 

Folgende uns vom Leiter unserer Abteilung 
Statistik, Herrn Handschin, zur Verfügung xestellte 
Tabelle gibt sehr interessanten Aufschluss über die 
Auswirkungen einer ganzen Reihe in letzter Zeit 
stattgefundener Preiserhöhungen auf dem Index. 
Besondere Beachtung verdienen die beiden letzten 
Rubriken, die die grundsätzliche Frage aufiwerfen, 
ob bei der Berechnung der Indexziffern beim «Brot: 


Halbweissbrot oder Volksbrot einzusetzen ist, und 
die dementsprechenden Veränderungen an den 
Indexziffern illustrieren. — Interessant ist die 
Teuerungsentwicklung. Während die In- 
dexziffier am 1. Dezember 1936 den Stand vom 
1. August 1932 erreichte, war sie am 1. Februar 1937 
— Volksbrot in Rechnung gestellt — mit 127,3 auf 
dem Stand vom 1. April 1932 und — Halbweissbrot 
in Rechnung gestellt — mit 129,7 auf dem Stand 
vom 1. Januar 1932. Man muss erwarten, dass die 
Indexziffer diesen Weg «nach oben» fortsetzen wird. 


Auswirkung der bundesrätlichen Verfügungen vom 22. Januar 1937. 


Preise 
1.11. 1931 1. XII. 1936 

kKochbutter 4.78 4.11 
lafelbutter ; 5.71 4.78 
Emmentalerkäse la . 3.58 2.64 
Vellmilch —.33 —,3l 
Halbweissbrot . —.43 —,35 
Volksbrot oo. —— 
Halbweissmehl —.45 —,30 
Velksmehl n— u 
Weissmehl —,49 —,32 
Weizengriess A —48 —.36 
Teigwaren Sup6rieur —.79 —,52 
Anthrazit ar 12.11 9.49 
Briketts 7.47 7.19 


Rest der Indexziffer 


Gesamtindexziffer in Franken . 
in Punkten . 


entsprechend ungefähr dem Stand vom 


Das rapide Steigen der Lebenshal- 
tungzskosten wird Konsequenzen zeitigen, die 
manche Abwertungs-Chancen in Frage zu stellen 
drohen. Wenn auch der extreme Liberalismus die 
Preispolitik des Bundesrates begrüsst, so wird man 
sich keinen lIilusionen darüber hingeben dürfen, dass 
die Preiserhöhungen ohne weiteres von den breiten 
Konsumentenmassen übernommen werden. Schon 
verlangt die Generalversammlung der Arbeiterschaft 
der Lokomotiviabrik Winterthur auf dem Wege 
eines dringlichen Bundesbeschlusses die Anpassung 
der Realeinkommen an die neuen Verhältnisse. Die 
Leitung des Metallarbeiterverbandes Winterthur 
hat sich dieser Resolution voll und ganz ange- 
schlossen. Auch die Angestelltenverbände können 
es nicht verantworten, Ansprüche auf entsprechende 
(iehaltsanpassung noch länger zurückzustellen. Das 
Bundeskomitee des Gewerkschaftsbundes verlangt 
eine Anpassung der abzebauten Löhne und der 
Arbeitslosenhilfe an die steigenden Kosten der 
Lebenshaltung. 

Wird es sich angesichts dieser wieder mehr 
zuspitzenden sozialen Fragen eine Regierung leisten 
können, den Begehren, die von Seiten der Vertreter 
eines sehr grossen Teiles der Konsumentenschaft 
kommen, ein verständnisloses Nein entgegenzu- 
setzen? 

Allen denjenigen, die für die Abwertung des 
Schweizerfrankens eintraten, war es wohl je und ie 
bewusst, dass die Abwertung eine Anpassungsmass- 
nahme ist und dass sie deshalb — wenigstens vor- 
erst — für gewisse Bevölkerungsschichten durch die 
etwa auf 10% geschätzte Verteuerung der Lebens- 
haltung eine Einschränkung der Lebens- 
haltung mit sich bringen wird. Kein gerecht 
fühlender Mensch wird sich jedoch der Tatsache 
verschliessen dürfen, dass für alle diejenigen, die 
schon einen Lohnabbau von 20, 30 und 50% über 


Indexziffern 
1.11.1937 ca. 1.11.1931 1. X. 1936 1. 11.1937 ca. 
mit Halbweissbrot mit Volksbrot 
und -mehl und -mehl 
4.41 52.58 45.21 48.51 48.51 
5.03 29.12 24.38 25.65 25.65 
2.94 43.68 32.21 35.87 35.87 
—.32 361.02 339.14 350.08 350.08 
— 45 211.17 171.89 221.— . 
—.40 — — — 196.44 
—45 7.79 5.19 7.79 _—— 
—.37 u nn zz 6.40 
—.,55 _— 1. —.— nz 
—.,55 6.10 4.57 6.99 6.99 
—-,78 22.67 14.92 22.38 22.38 
9,49 87,31 68.42 68.42 08.42 
7.19 53.86 51.84 51.84 51.84 
650.40 545.07 545.07 545.07 
1,525.70 1,302.84 1,383.60 1,357.65 
143,0 122,1 129,7 127,3 
— 1. VIII. 1932 1.1.1932 1. IV. 1932 


sich ergehen lassen mussten oder sogar arbeitslos 
sind, die Preiserhöhungen eine Belastung be- 
deuten, für die Erleichterungen am Platze 
sind. Ob man einen Ausweg durch eine eventuell’ 
differentielle Preispolitik, d.h. durch 
Schaffung von Sonderpreisen für die wirtschaftlich 
schwachen Kreise (Ausgabe von Bons zu verbillig- 
ten Bezug von Lebensmitteln) suchen oder durch 
andere Massnahmen zu verhindern trachten soll, 
dass uns die Abwertungsvorteile möglichst erhalten 
bleiben, sei hier nicht näher erörtert. 


Jedenfalls bedeutet die Erhöhung der Brot- 
und Milchpreise und die sich hieraus ergebenden 
Probleme für die verantwortlichen Kreise Anlass 
genug, alles zu tun, um den Stein, der ins Rollen 
gekommen ist, nicht zu einer Lawine anwachsen zu 
lassen. Kampf gegen die Arbeitslosiskeit, Schaf: 
fung von Arbeit und noch einmal Arbeit, das ist 
und muss die Losung für die nächste Zukunft 
bleiben. Hier den Weg zu finden, der keinesfalls 
über die weitere Verschlechterung der Lebens- 
haltung der untersten Konsumentenschichten gehen 
darf, kann wohl nur der genossenschaftlichen Zu- 
sammenarbeit aller hiezu willigen Kreise vorbe- 
halten bleiben. Nur eine Regierung, die nach dieser 
Richtung den ganzen Willen zusammennimmt, wird 
verhüten können, dass sie ihre Kräfte und die- 
jenigen anderer in Truchtlosen Auseinander- 
setzungen um Löhne und Preise erschöpfen muss. 
Das Preisproblem ist kein politisches, als welches 
es so gerne taxiert wird, sondern ein eminent wirt- 
schaftliches Problem. Die Diskussion um Preis- 
fragen ist wieder in ein Stadium getreten, in dem 
weder Politik noch Prestige entscheiden können 
und dürfen, sondern nur der Wille zur Gerechtig- 
keit auf der Basis der Zusammenarbeit aller, 


52 SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


No."5 


Verschiedene Tagesfragen. 


Aufhebung der Ausgabe von Rückvergütungs- 
marken in den Metzgereien des Konsumvereins 
Baden. Der Verwaltungsrat des Konsumvereins 
Baden erlässt folgende Bekanntmachung: 


«Mit Beginn des Jahres 1937 wird die Abgabe 
von Rückvergütungsmarken in den Metzgereien des 
Konsumvereins Baden aufgehoben. Die Kaufbeträge 
für Fleisch- und Wurstwaren werden auf Wunsch in 
das (rote) Konsumbüchlein eingeschrieben, welches 
bei jedem Kaufe vorzuweisen ist. Wer das Konsum- 
büchlein nicht sofort beim Kaufe von Fleisch- und 
Wurstwaren vorweist, verzichtet auf die Eintragung, 
die Verabiolgung von Zetteli, und nachträgliche Ein- 
tragung ist dem Personal strikte verboten. 

Die Aufhebung der Abgabe von Rückvergütungs- 
marken auf Fleisch- und Wurstwaren erfolgt unter 
Zustimmung der eidgenössischen Preiskontrolle. Eine 
Aufhebung der Rückvergütung auf Fleisch- und 
Wurstwaren überhaupt kommt zur Zeit nicht in 
Frage, weil eine solche Massnahme im Widerspruch 
mit der Verfügung des Eidgenössischen Volkswirt- 
schaftsdepartements stehen würde. Das Einschreiben 
der Fleisch- und Wurstwarenbezugs-Beträge in Kon- 
sumbüchlein ermöglicht die Ausrichtung einer Rück- 
vergütung, sofern das Rechnungsergebnis unseres 
Metzgereibetriebes vom Jahre 1937 einen Nettoüber- 
schuss ergibt. Eine allfällige Nicht-Ausrichtung einer 
Rückvergütung auf Fleisch- und Wurstwaren pro 
1937 könnte aber auch dannzumal nur auf Beschluss 
der Generalversammlung hin und nur unter Zustim- 
mung der eidgenössischen Preiskontrolle erfolgen. 

Im Laufe des Jahres 1936 haben die Schlacht- 
viehpreise eine ständige, starke Preiserhöhung er- 
fahren, denen die Fleischpreise nicht angepasst wer- 
den konnten. Seit der erfolgten Währungsabwertung, 
Ende September, ist jede Fleischpreiserhöhung ver- 
boten und unter Strafe gestellt, trotzdem sind seither 
die Schlachtviehpreise teilweise weiterhin stark ge- 
stiegen. Die Folge des Missverhältnisses zwischen 
Schlachtvieh- und Fleischpreisen sind Verluste, 
welche vom Metzgergewerbe und auch von unserm 
Verein für unsern Metzgereibetrieb getragen werden 
müssen. Ob für das Jahr 1937 die Verhältnisse im 
Metzgereigewerbe besser werden, ist sehr fraglich. 
Unter solchen Umständen konnte die weitere Abgabe 
von Rückvergütungsmarken auf Fleisch- und Wurst- 
waren nicht mehr verantwortet werden, denn aus- 
gegebene Rückvergütungsmarken bedeuten eine 
Schuldverpflichtung des Konsumvereins Baden, für 
welche er unter allen Umständen aufzukommen hätte. 
Rückvergütung auf die Einschreibe-Beträge im Kon- 
sumbüchlein werden dagegen nur nach Massgabe 
eines erzielten Nettoüberschusses ausgerichtet. Die 
Sistierung der Ausgabe von Rückvergütungsmarken 
auf Fleisch- und Wurstwaren übt keinerlei Einfluss 
aus auf die Abgabe von Rückvergütungsmarken beim 
Einkauf allgemeiner Waren. Für solche werden die 
Marken wie bisher verabfolgt.» 


* 


Entscheid gegen Auswüchse im Wettbewerb. 
Die Zahlungsschwierigkeiten der Konsumgenossen- 
schaft Marburg (Jugoslavien) im Jahre 1935 gaben 
einem österreichischen Einzelhandelsorgan Anlass zu 
einer wüsten allgemeinen Hetze gegen das Konsum- 
vereinswesen. Die absolut unfaire Kampfweise dieses 
händlerischen Organs veranlasste die Grosseinkaufs- 
gesellschaft österreichischer Consumvereine und die 
Steirische Konsumgenossenschaft Graz, den verant- 


wortlichen Herausgeber der betreffenden Zeitschrift 
einzuklagen. In einem Berufungsverfahren vor dem 
Obersten Gerichtshofe, dem höchsten Gericht Oester- 
reichs, ist den Konsumgenossenschaften nun voll- 
kommene Genugtuung widerfahren. Dem «Freien 
Genossenschafter» sind folgende Erwägungen des 
Gerichts zu entnehmen: 

«AuchimRahmen des Wirtschafts- 
kampfes zwischen Einzelhandel und 
Konsumvereinen: darf nur mit sach- 
lichen Mitteln gearbeitet werden.Die 
Sachlichkeit fehlt, wenn im Anschluss an die Mit- 
teilung des Zusammenbruches einer ausländischen 
Konsumgenossenschaft, ohne dass den Lesern die 
tatsächliche Ursache des Zusammenbruches be- 
kanntgegeben wird, ganz allgemein gegen die Kon- 
sumvereine in der Weise Stellung genommen wird, 
dass behauptet wird, es bestünde längst nur mehr 
die Hälfte dieser Vereine, wenn ihnen nicht in jeder 
Beziehung unter die Arme gegriffen würde, es kämen 
immer und immer wieder die Mitglieder und gleich- 
zeitigen Einleger zum Handkuss und es wäre immer 
wieder der Staat zu helfendem Eingreifen ge- 
zwungen, um die kleinen Einleger, meist Arbeiter, 
durch den Zusammenbruch der Konsumvereine nicht 
zu Schaden kommen zu lassen. Diese Behauptungen 
haben mit einer sachlichen Stellungnahme gegen das 
System der Konsumvereine überhaupt nichts zu tun. 
Sie erwecken beim Durchschnittsleser, worauf allein 
es ankommt, den Eindruck, er soll sich — vergleiche 
insbesondere die im Artikel aufgestellte Forderung 
auf Erlassung eines Verbotes gegen die Berechtigung 
zur Entgegennahme von Spargeldern — von den 
Konsumvereinen abwenden, um nicht geschädigt zu 
werden. Schon in der Verallgemeinerung eines Ein- 
zelvorganges liegt eine unzulässige Uebertreibung, 
die mit einem sachlich geführten Kampf im Wett- 
bewerbsverkehr nichts gemein hat. Selbst die Wahr- 
nehmung berechtigter Interessen würde die Unter- 
lassungsklage dann als begründet erscheinen lassen, 
wenn die Wahrung berechtigter Interessen die Sach- 
lichkeit vermissen lässt. Denn jeder muss auch bei 
der Ausübung seiner Rechte und bei der Erfüllung 
seiner Pflichten die Grundsätze von Treu und Glau- 
ben im Verkehr beobachten. Im allgemeinen ist an- 
zunehmen, dass der, der im Handelsverkehr eine 
öffentliche Mitteilung erläßt, dies zu eigenen Zwecken 
oder zumindest zur Förderung der Interessen Dritter 
und nicht so sehr im Interesse der Allgemeinheit tut. 
Es muss deshalb in einem solchen Fall mit beson- 
derer Vorsicht beurteilt werden, ob der Einwand, nur 
berechtigterweise gegen Mißstände des Systems der 
Konsumvereine ankämpfen zu wollen, in Wahrheit 
nicht ein blosser Vorwand ist, um eigene In- 
teressen oder die Interessen Dritter 
zu fordern.» 


Organische Betriebsgestaltung und Betriebsfüh- 
rung verlangt eine dynamische Einstellung. Man 
muss immer wieder prüfen — und sich hierzu seine 
Verfahren und Mittel schaffen! Man muss immer 
wieder iede Vergeudung und Minderleistung be- 
kämpfen und ihre Gründe untersuchen. Man muss 
immer wieder entsprechend der Entwicklung sowohl 
an Verfahren wie an Mitteln Schlechtes durch Gutes 
und Gutes durch das neu entstandene Bessere er- 
setzen. Es ist dies eine Frage der zrundsätzlichen 
Haltung, denn die Veriahren und Mittel sind leicht 
zu finden, wenn man danach sucht, wenn man weiss, 
dass und wo man sie ansetzen kann. 2.f.0, 


No.5 


Genossenschaftliches Bauen 
in Schweden. 


Schon lange ist der Ruf der schwedischen ge- 
nossenschaftlichen Baukunst über die Grenzen des 
Landes gedrungen. Die fortschrittliche Gesinnung der 
Schweden, die eine Genossenschaftsbewegung haben, 
die sich nicht nur durch ausserordentliche Erfolge 
in der Warenvermittlung und der Verteidigung der 
Konsumenteninteressen, sondern auch durch vor- 
bildlicheSchöpfungen genossenschaft- 
licher Architektur einen internationalen Na- 
men verschafft hat, kommt in ganz besonderer Weise 
auf dem gesamten Gebiete der Formgebung 
zum Ausdruck. Das «Werk», die bekannte Zeitschrift 
für «Architektur, Freie Kunst, Angewandte Kunst», 
hat in einem Sonderheft Schweden einem eingehen- 
den Studium unterzogen und dabei höchstes Lob vor 
allem für die genossenschaftlichen Leistungen ge- 
funden. Die zahlreichen Illustrationen zeigen aus den 
verschiedensten Gebieten Schöpfungen schwedischer 
Formkunst, die sich nicht nur in Bauten, sondern 
auch z. B. in der Ladengestaltung, in Automobilen, 
in Packungen usw. offenbart. Den Ausführungen im 
«Werk» sei besonders entnommen: 


Die formale Gestaltung. 


«Neue wirtschaftliche Formen verlangten auch 
neue formale Gestaltungen. Die Kooperative Gesell- 
schaft (Konsumgenossenschaftsverband (K.F.); die 
Red.) hat die Wichtigkeit der Form als erzieherischen 
und propagandistischen Faktor erkannt. Die fort- 
schrittlichsten Architekten Schwedens arbeiten unter 
der Leitung des Architekten Eskil Sundahl * im Rah- 
men der Kooperativen Gesellschaft an der Erneuerung 
der schwedischen Architektur. Das kooperative 
Architekten-Atelier ist seinerseits nicht gänzlich an 
die K.F. verpflichtet. Das Architektenbureau kann 
iederzeit auch mit nichtkooperativen Bauunterneh- 
mungen zusammenarbeiten. Man will so die Initiative 
der einzelnen Kooperationsgruppen wach erhalten 


* Anmerkung der Redaktion: Eskil Sundahl ist kürzlich 
zum Professor der Baukunst an der schwedischen technischen 
Hochschule ernannt worden. 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


53 


| und den Gefahren einer bureaukratischen Soziali- 
sierung vorbeugen. 


Das sogenannte «Architektenkontor» versuchte 
in erster Linie einen neuen Ladentyp zu schaffen. 
Die Sorge für Hygiene und Reinlichkeit war der 
Ausgangspunkt. Man hat daher möglichst waschbare 
Materialien verwendet. Der häufigste Ladentyp hat 
eine Tiefe von 5 Meter, um möglichst grosse Waren- 
tische zu schafien. Die Geschäfte sind oft zur bessern 
Uebersicht durch zwei Glaswände in drei Abteilungen 
geteilt. Die erste Abteilung für Obst und Gemüse und 
Kolonialwaren; die zweite für Brot- und Backwaren 
und die dritte für Fleisch- und Wurstwaren. In 
grösseren Städten sind diese Abteilungen in einzelne 
Geschäfte aufgeteilt. Die Farbe der Geschäfte ist 
immer sehr neutral gehalten, um so das Interesse auf 
die Waren und Packungen zu lenken. Die Packungen 
sind ihrerseits ausgezeichnete graphische Lösungen, 
die, ohne die Absicht zu haben, «Kunstwerke» zu 
sein, ganz den Charakter der Ware vermitteln. Auch 
die Reklameaufschriften und Farbe der Lieferungs- 
wagen haben die Anständigkeit, die einer qualität- 
vollen Ware gemäss ist. 

Nach der Schaffung von 40 verschiedenen Laden- 
typen hat sich das kooperative Architektenkontor 
der Erneuerung der Fabriken, besonders der Lebens- 
mittelfabriken zugewandt. Die Teigwarenfabrik in 
Kvarnholmen gleicht einer riesigen Musterküche. Die 
Arbeiter und Arbeiterinnen können nicht anders als 
durch einen Dusche- und Umkleideraum in die 
‚Arbeitsräume eintreten. Nebenbei seien die architek- 
tonisch vortrefflichen Getreidesilos (siehe «Schweiz. 
Konsumverein Nr. 31, 1936) erwähnt, die gleich 
Symbolen über den Stockholmer Archipel leuchten. 

Die Arbeiter der Industriesiedelung Kvarnholmen 
können zu vorteilhaften Bedingungen in der an- 
schliessenden Wohnsiedelung Mieter oder Besitzer 
eines kleinen Einfamilienhäuschens werden. Die 
Wohnsiedelung ist aber nicht ausschliesslich den 
Angestellten und Arbeitern von Kvarnholmen reser- 
viert. Man sieht auch hier, wie es der Kooperativen 
Gesellschaft daran gelegen ist, als Beispiel zu wirken 
und einen möglichst. grossen Interessenkreis zu er- 
wecken.» 


Das Genossenschaftsland 
im vorderen Orient. 


Formen und Grundsätze 
der Genossenschaftsbewegung in Palästina. 


Orient und Genossenschaftsbewegung. Diese zwei Begriffe 
können im ersten Augenblick unvereinbar erscheinen. Gilt doch 
gewöhnlich das moderne Genossenschaftswesen als eine euro- 
päische Erscheinung. Und doch kann man beobachten, wie Ge- 
nossenschaften in den orientalischen Ländern eine weitest- 
gehende Verbreitung finden. Ein besonders interessantes Bei- 
spiel soziologischer Natur liefert in dieser Hinsicht Palästina: 
in diesem Lande, das unter dem Öttomanischen Reich eine 
lange geschichtliche Periode der Stagnation durchmachen 
musste, und das erst seit Kriegsende die Grundsätze der euro- 
päischen Kultur aufnimmt, wird eine grosse Gemeinschaft auf 
eenossenschaftlicher Grundlage aufgebaut. Im englischen Man- 
datlande zibt es kaum einen Wirtschaftszweig, der von der 
Genossenschaftsbewegung nicht erfasst worden ist. Die relativ 
junge, aber vielseitige Bewegung weist manche bahnbrechende 
Formen der genossenschaftlichen Betätigung auf, die beson- 
dere Beachtung der Genossenschaftskreise Europas bean- 
spruchen dürfen. Umfangreiche Wirtschaften auf dem flachen 
Lande und grosse Ansiedlungen mit beinahe allen charakteri- 
stischen Merkmalen einer Stadt bilden in Palästina mächtige 


Genossenschaftsblocks. In Orten von mehreren Hunderten von 
Einwohnern werden nicht nur die wirtschaftlichen Bedürfnisse 
der Gemeinde bzw. der Kleinstadt nach genossenschaftlichen 
Grundsätzen geregelt, sondern auch ihre kulturell-öffentlichen 
Aufgaben, wie z.B. das Schul- und Verkehrswesen, Kranken- 
fürsorge usw. Mit anderen Worten: die Genossenschaft ersetzt 
hier die Kommunalverwaltung. 

Wenn man, aus dem Ausland kommend, den Boden von 
Palästina betritt, so kommt man schon mit einer genossen- 
schaftlichen Organisation in Berührung: man benützt am besten 
einen Omnibus einer der Transportgenossenschafiten, die den 
Verkehr innerhalb der Städte, sowie zwischen denselben und 
den ländlichen Ansiedlungen aufrecht erhalten. Bemerkenswert 
ist, dass die Transportgenossenschaften mit der Eisenbahn 
ausgezeichnet konkurrieren. Will man gute und billige Mahl- 
zeiten haben, so bekomınt man sie in den genossenschaftlichen 
Restaurants, die nach den modernen Forderungen der Technik 
und Hygiene eingerichtet sind. Milch, Butter, Eier, Gemüse . 
und überhaupt landwirtschaitliche Produkte werden der Bevöl- 
kerung von musterhaften Genossenschaften geliefert. Ebenso 
verschiedene Industrie-Erzeugnisse können durch genossen- 
schaftliche Organisationen bezogen werden, wobei nicht we- 
nige Artikel in den eigenen Produktionsgenossenschaften her- 
gestellt werden. Verhältnismässig gross ist die Zahl der ge- 
nossenschaftlichen Wohnungen. Kurz und gut: die Genossen- 
schaftsbewegung von Palästina hat tiefe Wurzeln gefasst: in 
der Landwirtschaft, im Handel, im Verbrauch, in der Industrie, 
im Kredit- und Transportwesen usw. usw. Nachstehende Ta- 
belle gibt einen Begriff von der Anzahl, Arten und Nationalität 
der Genossenschaften: j 
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Volkswirtschaft 


Wiederkehr der Goldwährung ? 


Am 25. September 1936 haben Frankreich, Eng- 
land und die Vereinigten Staaten von Amerika ein 
neues Währungsabkommen abgeschlossen. Am 
3. November 1936 ist die Schweiz diesem Abkom- 
men beigetreten. Belgien und Holland haben den 
gleichen Schritt getan, so dass wir heute einen 
neuen Währungsblock von sechs Ländern haben. 
Viele haben in diesem neuen Abkommen und seiner 
nachträglichen Erweiterung den Kern zur Bildung 
einer neuen, internationalen Goldwährung erblickt. 
Haben die inzwischen eingetretenen Tatsachen eine 
solche Hoffnung gerechtfertigt? 


Das neue Währungsabkommen enthielt drei 
wesentliche Punkte. Einmal verpflichteten sich die 
angelsächsischen Länder, die auf dem Kontinent ge- 
planten Abwertungen nicht mit einer zweiten Ab- 
wertunge ihrer eigenen Währungen zu beantworten. 
Diese Verpflichtung ist nicht nur gehalten worden, 
sondern man kann heute sagen, das alle sechs Part- 
ner des Abkommens eine weitere Entwertung ihrer 
Währung von sich weisen. Der zweite Punkt des 
Abkommens bezog sich auf den Abbau der Handels- 
hindernisse und der Devisenvorschriften. Hier kann 
man von einer Verwirklichung kaum sprechen. Der 
dritte Punkt wollte den weitern Goldverkehr zwi- 
schen den Staaten sichern, da mit dem Zerfall des 
Goldblocks der Umtausch von Gold in Devisen nicht 
mehr ohne weiteres möglich war. Die einzelnen 
Staaten erklärten sich bereit, an die Partner des 
Abkommens Gold gegen Devisen zu verkaufen. Da- 
mit war der internationale Gold- und Geldverkehr 
zwischen den Staaten wieder möglich geworden. 
So wurden zwei wesentliche Punkte des Wäh- 
rungsabkommens verwirklicht; aber der Goldwäh- 
rung ist man damit nicht näher gekommen! 


Die Lage auf den Gold- und Devisenmärkten 
hat sich seit Oktober 1936 in einigen Punkten we- 
sentlich geändert. Die Abwertung hat den sechs 
Partnern des Abkommens grosse Goldmengen zu- 


Die registrierten Genossenschaften Palästinas im Oktober 1935. 
Arten der Genossenschaften Gesamtzahl jüdische arabische 
Städtische und ländliche Kreditgenossen- 


schaften DEE ES a}. "108 108 55 
Allgemeine und landwirtschaftliche Ab- 

satzgenossenschaften . -. . . .» 62 61 1 
Baugenossenschaften . . ; 66 66 _ 
Ländliche Siedlungsgenossenschaften R 83 83 er 
Konsumgenossenschaften . . . 44 44 _ 
Fabrikations- und Handwerksgenossen- 

schaften der Arbeiter. . . . . ss 87 1 


Transportgenossenschaften 
Genossenschaften zur ‚ Vorbereitung der 
Ansiedlung A 40 40 u 


Genossenschaften zur Errichtung von 

Wohnvierteln am Rand von Stadt 

und Dort .°. 8 82 _ 
Genossenschaften zur "Wasserversorgung 45 45 - 
Verschiedene Genossenschaften (Vieh- 

und Lebensversicherung etc). . - 24 24 — 
Summe ae TEE NETTE, 684 73 

Es erübrigt sich wohl, zu betonen, dass die (ienossen- 


schaftsbewegung von Palästina an der Spitze der Genossen- 
schaften des Vorderen Orients marschiert. Aber selbst im Ver- 
gleich zu den europäischen Ländern mit einer alten Genossen- 
schaftsbewegung nehmen die Genossenschaften des Mandats- 
landes einen imponierenden Platz ein. 


geführt, wodurch Ende 1936 der offizielle Gold- 
bestand der 6 Notenbanken um 40 Millionen Fein- 
unzen grösser ist als Ende 1935. Dabei sind inzwi- 
schen noch drei neue Ausgleichsfonds geschaffen 
worden, die grosse Goldmengen aufgekauft haben, 
deren Gesamtbetrag aber nicht bekannt ist. In den 
letzten drei Monaten des vergangenen Jahres hat 
sich also ein Übergang von der privaten 
zur staatlichen Hortung des Goldes 
vollzogen — ein Prozess der sich im laufenden 
Jahr noch verstärkt fortsetzen wird, da er durch 
wichtige Ereignisse unterstützt wird. So hat das 
amerikanische Schatzamt beschlossen, nur noch 
Gold an ausländische Staaten zu verkaufen, die pri- 
vaten Goldhändler aber auszuschliessen. Die andern 
Staaten folgen immer mehr diesem Beispiel, so dass 
die internationalen Goldbewegungen 
immer mehr in die Hände der Noten- 
banken übergeführt werden Das aber hat zur 
Folge, dass die Goldhorte der Staaten immer 
grösser werden, da das meiste über den Ozean 
flüchtende Gold den Engpass einer Notenbank pas- 
sieren muss und von dort nicht mehr in die Hände 
der Privaten gelangt. Die grossen Mengen «schwim- 
menden Goldes», die in dem letzten Jahrfünft 
manche Währung unsicher gemacht haben, werden 
so allmählich verschwinden. In der gleichen Weise 
wirkt die staatliche Regulierung der 
Wechselkurse, die heute von den Ausgleichs- 
fonds der 6 Länder vorgenommen wird. Mit der Er- 
richtung solcher Kampfkassen und ihrer gegensei- 
tigen Unterstützung haben es die Notenbanken 
iederzeit in der Hand, einer sich ihr entgegenstel- 
lenden Devisenspekulation das Lebenslicht auszu- 
blasen. Eine solche internationale Zusammenarbeit 
der Notenbanken kann eine stabilisierende Wirkung 
auf die Notenbanken ausüben, wie der Zusammen- 
bruch der privaten Spekulation gegen den französi- 
schen Franken im vergangenen Dezember gezeigt 
hat. Durch die staatliche Kursregulierung geht aber 
anderseits der Zusammenhang zwischen Gold und 
Devisen teilweise verloren, die sich immer in ent- 
gegengesetzter Richtung bewegten. Die Schweiz 
hat Mitte Dezember den früher ganz undenkbaren 


Die Genossenschaftsbewegung von Palästina ist fast aus- 
schliesslich das Ergebnis der jüdischen Kolonisation, des wirt- 
schaftlichen und sozialen Wirkens der jüdischen Einwanderer. 
Erst in den allerletzten Jahren beginnen arabische Genossen- 
schaften zu entstehen. 

Nicht nur der kleine Mann, der Arbeiter oder der Ange- 
stellte und der kleine Beamte, sondern auch breite Schichten 
des Mittelstandes und sogar der Wohlhabenden sind in Ge- 
nossenschaften zusammengeschlossen. Denn die Genossen- 
schaft erwies sich als die rationellste Form der wirtschaft- 
lichen Betätigung im Koloniallande; ja, sehr oit stellt die Ge- 
nossenschaftsorganisation die einzige Möglichkeit dar, eine 
Existenz sich zu schaffen; sie ist somit eine soziale Notwen- 
digkeit. Die positiven wirtschaftlichen und moralischen Fak- 
toren der Genossenschaftsbewegung, die in den europäischen 
Ländern sich glänzend bewährt haben, wirken in der Kolonisa- 
tion als Triebkräfte der Bewegung mit besonderer Intensität. 
Zu berücksichtigen ist, dass die jüdische Immigration die 
Grundsätze der europäischen Genossenschaftsbewegung, sowie 
übrigens der modernen Kultur überhaupt, in wirksamer Weise 
auf den jungen orientalischen Boden Palästinas überträgt. Eine 
Arbeitsmöglichkeit, die bis zuletzt in diesem Lande nur in der 
Landwirtschaft in Betracht kam, Kredit für Betriebskapital, 
Gründung von Siedlungen usw. können am zweckmässigsten 
durch Genossenschaftsorganisationen erzielt werden. Eine nicht 
unwesentliche Rolle spielt das Bedürfnis der Einwanderer, in 
Kollektiven ihr neues Heim aufzubauen. Dieses psychologische 
Moment hat eine besondere Berechtigung, wenn man bedenkt, 
dass die Araber eine aggressive Einstellung der jüdischen Im- 
migration gegenüber einnehmen. (Schluss folgt.) 
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Fall erlebt, dass der Kurs des Frankens in London 
en und trotzdem der Nationalbank noch Gold zu- 
0SS. 

Die Politik der staatlichen Kursregulierung und 
der wachsenden staatlichen Goldhortung lässt zwei 
Schwierigkeiten entstehen. Die Goldhortung ist 
teuer. Die Staaten müssen das erworbene Gold be- 
zahlen, meistens zu einem Preis, der durch die Ab- 
wertung noch aufgewertet wurde. So hat die 
Schweizerische Nationalbank im letzten Quartal 
1936 fast 1200 Millionen Franken Gold aufgekauft. 
Sie hat diese gewaltige Summe mit neugeschöpftem 
Geld bezahlt, etwa 200 Millionen neue Noten ausge- 
geben, die andere Milliarde in der Form von Gut- 
schriften beglichen. Da die Nationalbank an den 
Staat keine Steuer für neugeschöpftes Geld zu ent- 
richten braucht, erwachsen ihr von dem Tausch von 
Gold in Geld keine aussergewöhnlichen Kosten. Ihre 
Bilanz bleibt auch ausgeglichen, da dem neuen Gold 
als Aktiva eine entsprechende Erhöhung der Ver- 
pflichtungen als Passiva gegenüber steht. Der Natio- 
nalbank entstehen also nur die Spesen des üblichen 
Wechselgeschäftes und die Transportkosten für das 
Gold, wobei die letzten durch eine Aufbewahrung 
des Goldes im Ausland vermindert, die ersteren 
vielleicht — was wir nicht wissen auf die Ver- 
käufer des Goldes abgewälzt werden. 

Nicht so leicht haben es die angelsächsischen 
Länder. Bei ihnen wird das neugekaufte Gold mit 
— Schatzscheinen bezahlt, die von den Staatskassen 
ausgestellt und auf dem Geldmarkt abgesetzt wer- 
den. Die Käufer der Schatzwechsel können mit die- 
sen Papieren nicht nur Zahlungen vornehmen, son- 
dern sie haben auch noch Anspruch auf einen Zins. 
Je mehr Gold angekauft wird, desto mehr Schatz- 
wechsel müssen abgesetzt, desto mehr Zinsen muss 
der Staat zahlen. Der steigende Goldschatz führt 
also zu einer zunehmenden Verschuldung des 
Staates! Die Freude des Volkes an einem grossen 
Goldschatz muss auf die Dauer durch höhere 
Steuern erkauft werden. Eine Perspektive, die den 
Behörden grosse Sorgen bereitet, den Banken zu- 
nehmende Geschäfte gebracht und ihre Gewinne er- 
höht hat, dem letzten Steuerzahler bis heute aber 
noch nicht zur Kenntnis gelangt ist, so dass eine 
Reaktion des angelsächsischen Volkes bis heute 
unterblieben ist! 

Dazu kommt, dass die staatliche Gold- 
hortung zu einer gewaltigen Geldver- 
mehrung führt. Allein in den drei Monaten nach 
der Abwertung wurde die Geldmenge in der Schweiz 
um 1200 Millionen Franken durch die Gegenleistung 
für das aufgekaufte Gold erhöht. Noch weit schlim- 
mer ist es in den angelsächsischen Ländern, wo der 
Aufkauf von Edelmetallen schon seit einigen Jahren 
betrieben wird. Ist doch der Goldbestand der Ver- 
einigten Staaten Mitte November bis auf 11,1 Mil- 
liarden Dollar hinaufgeschnellt! Aus dieser Ziffer 
kann man auch errechnen, wie gross die Summe der 
umlaufenden Schatzwechsel und die daraus ent- 
stehende Zinsenlast für den Staat ist. Solche Geld- 
vermehrungen sind im Krisentief für die Wirtschaft 
relativ ungefährlich: Sie finanzieren eine Börsen- 
hausse, füllen die Kassen der Banken und erzeugen 
schlimmstenfalls einen Kapitalüberfluss — wie wir 
es jetzt in der Schweiz erlebt haben. Ganz anders 
aber kann die Wirkung solcher Geldvermehrung in 
Zeiten einer ansteigenden Konjunktur werden, wo 
reale Möglichkeiten zur Kapitalanlage bestehen. 
Hier sind Fehl- und Überanlagen von Kapital fast 
unvermeidlich, die zu einer Überspitzung der Kon- 


iunktur und damit zu einem baldigen Zusammen- 
bruch führen können. Nach der Meinung des ameri- 
kanischen Schatzamtes ist in diesem Lande eine 
solche Gefahr vorhanden. Deswegen wurde jetzt 
eine Reform eingeleitet. Es wurde beschlossen, 
möglichst wenig Gold anzukaufen. Das von nun ab 
erworbene Gold darf keine Geldvermehrung mehr 
nach sich ziehen; man will den Umlauf der zur Zah- 
lung des Goldes ausgegebenen Schatzwechsel so 
beschränken, dass sie nicht mehr die Kassen der 
Banken füllen und dort als Finanzierungsmittel an 
der Börse verwandt werden können. Ob diese Re- 
form durchführbar ist und den erwünschten Erfolg 
bringen wird, muss man abwarten. Scheitert sie, 
dann kann Amerikas Goldfreundlichkeit in eine Gold- 
feindschaft umschlagen, die zu Massnahmen gegen 
das einströmende Gold führen kann! 


Auf dieser Sachlage kann man zwei Perspek- 
tiven für die Zukunft aufbauen. Eine optimistische, 
mehr an dem Bild der Wirtschaft vor dem Welt- 
kriege orientierte Auffassung könnte sagen, dass 
der Punkt der Goldsättigung bald auch bei 
den anderen Partnern des Währungsabkommens er- 
reicht sein dürfte. Sie wären dann gezwungen, das 
sie bedrängende Gold den anderen, goldarmen Län- 
dern zuzuleiten oder zu leihen. Diese würden so den 
Goldschatz bekommen, der nötig ist, wenn auch sie 
wieder zur Goldwährung zurückkehren wollen. Die 
andere pessimistischere Auffassung könnte entgeg- 
nen, dass Gold heute bei den zunehmenden Kriegs- 
gefahren das beste Mittel ist, um bei- einem kom- 
menden Krieg sich am längsten zu behaupten. Zur 
Vorbereitung auf den Krieg gehöre nicht nur die 
massenweise Ansammlung von Kriegswaffen, die 
Schulung von qualifizierten Truppen, sondern auch 
ein gewaltiger Goldschatz, der die Finanzierung 
eines solchen Krieges erst ermöglicht. Die Parla- 
mente würden daher nicht nur Rüstungskredite be- 
willigen, sondern auch Steuern zur Ausweitung des 
Goldschatzes einführen. Der ökonomische Punkt der 
Goldsättigung sei gegenstandslos, weil politische 
und militärische Gründe dazu zwingen würden, bei 
der staatlichen Hortung des Goldes fortzufahren und 
auf iede Goldanleihe an die Gegner zu verzichten, 
weil dieser das Gold nur zum Ausbau seiner eigenen 
Rüstung benützen würde. — Leider dürfte die pessi- 
mistische Auffassung die Entwicklung wahrschein- 


lich richtiger einschätzen als die andere Meinung! 
Dr. Schw. 


Die Erhaltung der Prosperität. 


Wichtige Voraussetzung: 
Gleichgewicht zwischen 
und Verbrauch. 

In einer Artikelserie, die J.M. Keynes, der 
bekannte englische Volkswirtschaftler — dessen jüng- 
stes Buch über die Investitions- und Beschäftigungs- 
theorie eine bemerkenswerte Abwendung von der 
Politik des «laisser faire» bedeutet — zur «Times» 
beisteuerte, erörtert dieser die Frage, wie nunmehr, 
da ein gewisses Mass an Prosperität wiedererlangt 
sei, ein beständiges Niveau der wirtschaftlichen 
Tätigkeit gesichert werden könne. Indem er sich 
besonders auf die britischen Verhältnisse bezieht, 
erklärt er: «Es herrscht weitgehend Uebereinstim- 
mung, dass es wichtiger ist, ein Hinabgleiten in ein 
neues Depressionstal zu vermeiden, als die gegen- 
wärtige Wirtschaiftstätigkeit noch weiter anzu- 


Erzeugung 


spornen. Dies bedeutet, dass wir alle uns mit einem 
wissenschaftlichen Problem zu befassen haben, das 
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wir noch nie zu lösen versucht haben. Die Blüte- 
perioden und Krisen der Vergangenheit wurden we- 
der herbeigeführt noch bekämpft.» 


In Antwort auf die Frage, warum Perioden der 
Prosperität so sporadisch auftreten, schreibt Keynes: 
«Das Publikum, besonders wenn es über einen ge- 
wissen Wohlstand verfügt, gibt nicht sein gesamtes 
Einkommen für laufende Bedürfnisse aus. Daraus 
folgt, dass die Produktivtätigkeit, aus der sein Ein- 
kommen stammt, nicht eine grössere Erzeugung für 
den Verbrauch unternehmen sollte als in dem Ver- 
hältnis, in dem die entsprechenden Einkommen für 
den Ankauf von Verbrauchsgütern verwendet wer- 
den, andernfalls können die so erzeugten Waren 
nicht mit Gewinn abgesetzt werden und die Er- 
zeuzung muss beschnitten werden.» 


Die Erhaltung der Prosperität ist, seiner Ansicht 
nach, abhängig von dem richtigen Verhältnis, in das 
Nationaleinkommen für Anlagezwecke verwendet 
wird. «Vor drei Jahren war es wichtig, die öffentliche 
Politik zu einer Erhöhung der Investitionen zu ge- 
brauchen. Es mag nun bald von gleicher Wichtigkeit 
sein, gewisse Formen der Investitionen einzudäm- 
men». Er dringt daher darauf, dass die Regierung die 
Eingehung von Schulden wenn immer möglich ver- 
meiden sollte, dass lokale Behörden ihre Kapital- 
auslagen hinausschieben sollten, dass die Einfuhr be- 
grüsst und durch eine Herabsetzung der Zolltarife 
erleichtert werden sollte, sogar wenn dies zu einer 
ungünstigen Handelsbilanz führt, damit die Rohstoff 
produzierenden Länder in Stand gestellt werden, ihre 
Kaufkraft zu vermehren, zum Nutzen der Export- 
industrien. Er befürwortet, die Errichtung eines Amts 
für Öffentliche Anlagen, das Pläne für Kapital- 
auslagen vorbereiten und koordinieren sollte, deren 
Ausführung rasch an die Hand genommen werden 
kann, um einen Rückgang in der Beschäftigungs- 
möglichkeit zu vermeiden. 


Indem er die Ziele erörtert, die auf lange Sicht 
im Auge behalten werden müssen, schreibt Herr 
Keynes: «Die Erhaltung der Prosperität und eines 
stabilen Wirtschaftslebens allein hängt von ver- 
mehrten Investitionen ab, wenn wir die bestehende 
Verteilung der Kaufkraft und die Bereitwilligkeit der- 
ienigen, die über Kaufkraft verfügen, sie für den Ver- 
brauch zu verwenden, als beständig annehmen. Je 
reicher wir werden, um so mehr ist es unsere Pflicht, 
dafür so sorgen, dass diejenigen, die aus einer Ver- 
mehrung des Verbrauchs Nutzen ziehen könnten — 
was schliesslich das letzte Ziel der wirtschaftlichen 
Anstrengungen ist — die Fähigkeit und Gelegenheit 
gegeben wird, dies zu tun. Die natürliche Entwick- 
lung sollte in der Richtung eines angemessenen Ver- 
brauchsniveaus für jedermann gehen: und wenn 
dieses hoch genug ist, in der Richtung der Ver- 
wendung unserer Energien für die nichtwirtschaft- 
lichen Interessen unseres Lebens. Mit diesen Zielen 
im Auge ist es unsere Pflicht, unser Gesellschafts- 
system langsam neu aufzubauen.» 


Kurze Nachrichten 


Lebensversicherung. Im Jahre 1936 haben die schweize- 


rischen Lebensversicherungsgesellschaften für durch Tod von 
Versicherten oder durch Ablauf der Versicherungsdauer fällig 
gewordene Lebensversicherungen und für Renten insgesamt 
81,4 Millionen Schweizerfranken ausbezahlt. Die 
l.ebensversicherungsgesellschaften sind bekanntlich bei der 
Aufnahme in die Versicherung sehr vorsichtig. Sie lassen die 


zu versichernden Personen, wenn es sich um grössere Ver- 
sicherungen handelt, ärztlich untersuchen, und bei kleineren 
Versicherungen verlangen sie von der zu versichernden Person 
selbst genaue Angaben über die Gesundheitsverhältnisse, Vor- 
erkrankungen etc. Trotzdem kommt es oft vor, dass neu auf- 
genommene Versicherte schon nach kurzer Zeit sterben. So 
haben die schweizerischen Gesellschaften in 1936 266 Ver- 
sicherungen mit rund Fr. 582,100.— ausbezahlt, wo der Ver- 
sicherte schon im ersten Versicherungsiahr gestorben ist; 
274 Auszahlungen mit Fr. 938,900.— betrafen Versicherungen, 
welche im zweiten Jahr und 209 Auszahlungen mit Franken 
611,400.— Versicherungen, welche im dritten Jahr liefen. 


Der Aussenhandel im Jahre 1936. Die Ausfuhr stieg um 
86,7 Millionen Franken auf 881,6 Millionen Franken. Die Ein- 
fuhr liegt mit 1266,3 Millionen Franken um 17,0 Millionen 
Franken unter dem Stand des Voriahres. 


Bessere Betriebsergebnisse der S.B.B. im Dezember 1936 
Im Güterverkehr wurden 16,292,000.— Franken eingenommen, 
was einer Zunahme von Fr. 1,948,000 gleichkommt. Der Per- 
sonenverkehr ergab 9,813,000 Franken, was ein Mehr von 
68,000.— Franken ausmacht. Die gesamten Betriebseinnahmen 
im Monat Dezember beliefen sich auf 27,642,000.— oder 
1,812,269.— Franken mehr als im Voriahresmonat. Vom 
Januar bis Dezember 1936 erreichten die Betriebseinnahmen 
290,682,456.— Franken, was gegenüber dem Voriahr einen 
Rückgang um 24,093,378.— Franken entspricht, Die Betriebs- 
ausgaben konnten um 1,178,622— Franken auf 17,392,000.— 
Franken im Dezember gesenkt werden. Vom Januar bis De- 
zember 1936 erreichten die Betriebsausgaben 213,217,232.— 
Franken oder 16,315,524.— Franken weniger als im Voriahr. 
Der Personalbestand ist Ende Dezember auf 28,110 Mann ge- 
sunken. Gegenüber dem Voriahr bedeutet das einen Abbau 
um 95i Mann. 


Unterstützung arbeitsloser Buchbinder. Für die Ausführung 
von weiteren Notstandsarbeiten zur Beschäftigung von arbeits- 
losen Buchbindern ersucht der Regierungsrat des Kantons 
Basel-Stadt den Grossen Rat um Gewährung eines auf die 
Jahre 1937 und 1938 zu verteilenden Kredits von Fr. 50,000.—. 
Im Ratschlag wird darauf hingewiesen, dass die 20 bis 
25 arbeitslosen Buchbinder kaum die Möglichkeit haben, ausser- 
berufliche Arbeit zu finden, so dass es sich rechtfertige, für 
diesen Beruf eine besondere Notstandsaktion durchzuführen, 
wie das bereits im Winter 1933/34 mit einem Kredit von 
Fr. 45,000.— geschehen ist, der bis Ende 1936 ausreichte. 


Steigende Zuckerpreise. Das Jahr 1936 schloss mit einer 
Hausse auf den Londoner und New-Yorker Märkten. Die 
Londoner Notierungen, die für Rohzucker auf 4 s, 7% d. 
per cwt. und für Maitermin auf 4 s. 10% d. gefallen waren, 
zogen scharf an auf 5 s. 3. d. resp. 5 s. 7% d., während die 
New-Yorker Preise für Rohzucker von 3,77 Dollar auf 3,90 
Dollar per cwt. und für Maitermin von 2,87 Dollar auf 2,99 
Dollar stiegen. Das Javazuckersyndikat erhöhte am 29. De- 
zember seinen Ausfuhrpreis um weitere 15 cents, wodurch die 
(iesamterhöhung seit dem Abgang vom Goldstandard aui 
fl. 1.25 gebracht wird. 

Die Faktoren, die den Markt beeinflussen, sind nicht so 
sehr die statistische Lage von Angebot und Nachfrage als Er- 
wägungen allgemeinen und äussern Charakters, wie Erwar- 
tung von Ankäufen für Lagerzwecke von seiten des neuen 
British Food Defence Department, die Erleichterung der Han- 
DE TERATORBUDEN und der Fortschritt in der Wirtschaftser- 
ıiolung. 


Vermehrung der Rübenzuckererzeugung. Vom Internatio- 
nalen Landwirtschaftsinstitut sind Schätzungen herausgegeben 
worden, die zeigen, dass die Welterzeugung an Rübenzucker 
für das Erntejahr 1936—37 gegenüber dem Voriahr eine Ver- 
mehrung um 3 Prozent aufweisen wird. Der Gesamtertrag 
wird mit 171,216,000 dz (ausschliesslich der U.S.S.R. — wo- 
für die Zahlen immer noch unbestimmt sind) gegeben, gegen- 
über 165,629,000 dz in 1935—36. Die Vermehrung wird auf den 
grösseren Ertrag in den Vereinigten Staaten zurückgeführt, 
die eine Zunahme um 15 Prozent gegenüber dem Voriahre auf- 
weisen. Die Zuckerrübenerzeugung in Europa sollte auf Grund 
der gegenwärtigen Schätzungen dieienige des Voriahres um 
nur 1 Prozent übersteigen und praktisch genommen die 
gleiche sein wie der Durchschnittsertrag für die fünf vorher- 
gehenden Ernteiahre. Die Gesamterzeugung Europas (aus- 
schliesslich der U.S.S.R.) wird auf 137,809,000 dz gegenüber 
136,689,000 dz in 1935—36 geschätzt. Die Länder, die ihre Er- 
zeugung für das laufende Ernteiahr beträchtlich vermehren 
(neben der U.S.A.), sind Finnland, Ungarn, die Tschechoslo- 
wakei, Kanada und die Türkei, ebenso Japan, dessen Zu- 
nahme sich auf 29 Prozent beläuft. 
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Eine „gebrauchsfertige‘‘ Anleitung zur Verbesserung 
der Korrespondenz.* 


In der Monatsschrift: «Büro und Verkauf» wird 
gezeigt, in welcher Weise die Leitung eines Ge- 
schäftes das mit der Erledigung der Korrespondenz 
betraute Personal zur Verbesserung derselben an- 
halten kann. Sie erliess folgendes Zirkular: 


«An unsere Büro-Damen und -Herren. 
Einealte,aberimmer wieder wichtige 
Sache: Unsere Briefe. 


Aus unserem Büro gehen pro Tag durchschnitt- 
lich 300—400 Briefe nach allen Ecken des Schweizer- 
landes hinaus. 

Unsere Kunden kennen uns aus unseren Briefen. 
Der hauptsächlichste Verkehr mit unseren Vertretern 
geschieht brieflich. Unsere Briefe sind das Spiegel- 
bild des Geschäftes. Jedermann beurteilt uns nach 
unseren Briefen. Ob die Kunden mit uns zufrieden 
sind, ob sie die Ueberzeugung behalten, dass wir 
eine Firma sind, auf die man sich verlassen kann, 
das hängt zu einem sehr grossenTeil 
von der Güte unserer Briefe ab! 

Was kennzeichnet denn einen guten Brief? 


Klarheit, einfache Worte, wie man sie im Ge- 
spräch braucht. Kurze Sätze, Freundlichkeit. Ta- 
dellose, saubere Darstellung. 


Ihre Aufgabe ist ia vor allem die Nieder- 
schrift der Briefe. Schreiben Sie nie einen un- 
richtigen Namen, eine ungenügende Adresse! Es ist 
empörend, wenn man sieht, wie viel Wohlwollen, 
wie manche gute Verbindung in einem Geschäft 
durch derartige Flüchtigkeiten vernichtet werden. Es 
ist tatsächlich eine persönliche Beleidi- 
gung und eine unverzeihliche Gleichgültigkeit, je- 
mandem einen Brief mit unrichtig geschriebenem 
Namen zu schicken. Wenn einer Reinhart heisst und 
Sie schreiben ihm Reinhard, dann ist er schon zum 
vornherein verärgert und wir müssen nichts mehr 
von ihm wollen. 


Auch unrichtige Beilagen und ver- 
gessene Beilagen verursachen nicht nur Stö- 
rungen und Unannehmlichkeiten im Büro, sondern 
sie schädigen unser Ansehen bei Kunden und Ver- 
tretern in ganz bedenklicher Weise. _ 

Nehmen Sie sich das bitte sehr zu Herzen, und 
in Zukunft geben Sie bitte keine Briefe mehr zur 
Unterschrift, und schicken Sie keinen hinaus, ohne 
dass Sie sich durch genaues Durchlesen und Nach- 
prüfen überzeugt haben, dass alles klappt. 


Wir haben eine Liste von 10 goldenen 
Regeln für gute Briefe aufgestellt. Sie 
steht Ihnen zur Verfügung. Besonders wichtig sind 
solche Anhaltspunkte für diejenigen unter Ihnen, 
welche teilweise Briefe selbständig abfassen. 


Die Geschäftsleitung.» 


Zehn goldene Regeln für gute Briefe. 


1. Was muss der Leser von meinem Brief denken? 
«Das sind nette, verständige Leute !» 
Mindestens ein Satz der Anerkennung des Standpunktes 
oder der Ansichten des andern muss in unserem Brief ent- 
halten sein. 
Die hier beschriebene «Verbesserungsaktion» wurde 
praktisch mit gutem Erfolg durchgeführt. 
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. Gesprächston. 
Einfache Worte brauchen! Keine Phrasen. Kein Kaufmanns- 
deutsch. (Jeder Satz müsste im mündlichen Verkehr ge- 
sprochen werden können, ohne lächerlich zu wirken.) 
3. Die «Sie»-Einstellung. 
Den Kunden plagen seine Sorgen. Unser Geschäft interes- 
siert ihn nicht! 
4. «Ja» sagen. 
Der Brief soll das sagen, was geschehen soll, nicht nur, 
was nicht geschehen soll. Dem Kunden wenn irgend mög- 
lich recht geben. Keine Vorwürfe! Absagebriefe müssen 
einen Absatz voller Anerkennung enthalten. Die Absage 
soll fast nur als zufälliger Nebenumstand erscheinen. 
5. Der erste Satz. 
Er soll keine belanglose Formel sein. Aufmerksamkeit er- 
regen. Zum Weiterlesen reizen. 
6. Kurze Sätze. 
Viele Absätze (nicht länger als 5—8 Zeilen). Unterstreichen. 
7. Leute, die wenig Briefe bekommen, haben lange Briefe 
gern. 
8. Positiver Briefschluss: 
«Wenn Sie uns schreiben, vergessen Sie nicht, ein Muster 
der gewünschten Farbe beizulegen!» Ganz selbstverständ- 
lich voraussetzen, dass er jetzt tun wird, was wir er- 
warten. Dadurch wird der Leser zum Handeln veranlasst. 
9. Vertreterbriefe nicht vernachlässigen! 
Der Eindruck, den der Vertreter von der Firma hat, über- 
trägt sich auch auf den Kunden. 
10. Jeder Brief ist ein Spiegelbild der Firma. 
Es kommt auf alles an: Tadelloser Stil, Klarheit, sauber 
tippen. 


Die zehn goldenen Regeln (aufgezogen auf einem 
Karton) sollte jeder Angestellte erhalten, der selbst 
Briefe abfasst, oder solche diktiert. Jede Woche zir- 
kuliert bei den betreffenden Korrespondenten (und 
-innen) ein Musterbeispiel, welches zeigt, wie irgend 
ein Brief aus dem täglichen Verkehr verbessert 
wurde. 


Rechtswesen und Gesetzgebung 


Unkenntnis des Genossenschaftsgesetzes schadet. 


In einer neuen Entscheidung vom 6. November 
1936 (Il 91/1936) hat das deutsche Reichs- 
gericht in Uebereinstimmung mit seiner bisheri- 
gen Rechtsprechung wiederum festgestellt, dass 
derjenige, der einer Genossenschaft 
beitritt,verpflichtetist,sich mit den 
Bestimmungen des Genossenschafts- 
Seisetzes vertraut zu machen. 


Bildungs- und Propagandawesen 


Die Woche der Genossenschaftlichen Studienzirkel. 


Verschiedene Vereine der deutschen Schweiz studieren 
immer noch ernsthaft die Möglichkeiten der Gründung eines 
Genossenschaftlichen Studienzirkels, sodass die bis heute ge- 
meldeten Zahlen noch keineswegs als endgültig zu betrachten 
sind. Andere Vereine dagegen haben «das Rennen für diesen 
Winter definitiv aufgegeben». Wir freuen uns naturgemäss ob 
jeden Zirkels, der tatsächlich zustandekommt, sind aber auch 
über die «Nieten» keineswegs untröstlich. Denn darüber, dass 
es sich in diesem Winter um ein ausgesprochenes Experiment 
handle, waren wir uns zum vorneherein im klaren. Die ins 
Leben getretenen Zirkel sind dafür, wenigstens soweit sie uns 
persönlich bekannt sind, so erfolgversprechend, dass sie für 
den nächsten Winter eine unbedingte Werbekraft auch auf 
Vereine, die bis jetzt den «Rank» nicht gefunden haben, aus- 
üben werden. Und auch hier gilt, dass eine verhältnismässig 
kleine Zahl von Zirkeln, die im richtigen Sinne geführt wer- 
den, ganz besonders für den Anfang besser ist, als eine mög- 
lichst grosse Zahl von auf einer weniger gesunden Grundlage 
beruhenden. 

Während der Berichtswoche ging uns Mitteilung von der 
Gründung vier neuer Studienzirkel zu, und die Gesamtzalıl 


der uns bekannten Zirkel steigt damit auf 24 an. Am 18. Ja- 
am 19. Januar in 


nuar bildete sich ein Zirkel in Melchnau, 
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Kreuzlingen, am 20. Januar in Lachen, am 22. Januar in Chur. 
Für den 27, Januar steht weiter die Konstituierung eines Zir- 
kels in Netstal in Aussicht. 

In den Lokalauflagen des «Genossenschaftlichen Volks- 
blattes» kommt der verschiedene Grad des Fortschrittes der 
Bewegung in den einzelnen Vereinen auch zum Ausdruck. 
Aarau erzählt vom ersten Diskussionsabend seines Zirkels, 
Gränichen lädt zum ersten Diskussionsabend ein. St. Gallen 
berichtet über die konstituierende Versammlung und Frauen- 
feld erlässt erst den Aufruf zur Bildung eines Zirkels. 

Auch in der welschen Schweiz sind die einzelnen Gruppen 
sehr verschieden vorgeschritten, im Durchschnitt immerhin 
wesentlich weiter als die der deutschen. So finden wir in den 
Lokalauflagen der «Coop&ration» Berichte über den dritten 
Diskussionsabend von Aigle, über vierte Diskussionsabende 
von Broce und Vallorbe und über den fünften Diskussionsabend 
von Porrentruy. Am 25. Januar hatte der Studienzirkel in 
Tramelan Herrn Dami zu Gaste, am 27. Januar nahm Herr 
Barbier an den Diskussionen des Zirkels in Bex, am 28. Ja- 
nuar an denienigen des Zirkels in Leysin teil. 


Lugano berichtet über einen weiteren, sehr lebhaft ver- 
laufenen Diskussionsabend und lässt seine Mitglieder gleich- 
zeitig wissen, dass noch Platz für einige Teilnehmer ist. h. 


Studienzirkei im L.V.Z. 


Der Gedanke der Studienzirkel wurde in Zürich von An- 
fang an als wertvoll anerkannt und schliesslich, wenn auch mit 
einigen Bedenken, auch in die Tat umgesetzt. 

Bei der ersten Zusammenkunft am 20. November 1936 er- 
schienen über 20 Personen, sodass man bereits zwei Zirkel 
hätte bilden können. Aber die Besucher wollten noch bei- 
sammen bleiben und sich erst etwas einfühlen und einleben. 
An den zwei folgenden Zusammenkünften, an denen über 30 
Teilnehmer anwesend waren, gab der Leiter, Herr Prof. Fr. 
Frauchiger, vorerst eine Darstellung volkswirtschaftlicher 
Grundbegriffe, um die oft gar nicht einfachen Vorgänge und 
Zusammenhänge des wirtschaftlichen Lebens besser verstehen 
zu können. Erst auf dieser Grundlage kann man die Funk- 
tionen der genossenschaftlichen Selbsthilfe-Organisationen ver- 
stehen. Auch die kulturelle Seite des menschlichen Lebens 
wurde beleuchtet, um die sozial-ethischen Ziele der Genossen- 
schaften in ihrer grossen Bedeutung richtig einschätzen zu 
lernen. Daneben begannen bereits die kurzen Einführungs- 
referate von Teilnehmern und Teilnehmerinnen über den Kon- 
sumentenstandpunkt, die Familien- oder Einzelmitgliedschaft 
und die demokratische Verwaltung. Während am Anfang die 
Diskussion sehr zögernd einsetzte, wurde sie bald sehr rege 
geführt, sodass der Glaube an den Wert gegenseitiger Aus- 
sprache und Vertiefung in die genossenschaftlichen Fragen zu- 
sehends wuchs und damit die Freude und das Verlangen in 
einem kleinen Kreise mit tätiger Anteilnahme jedes Einzelnen 
mitzuwirken. 

So kommen nun nach Neujahr die Interessenten in drei 
Zirkeln zusammen. Um die Einheitlichkeit so weit wie möglich 
zu wahren, besprechen die Zirkelleiter, unter Führung von 
Herrn Prof. Fr. Frauchiger, die zu behandelnden Themata und 
das weitere Vorgehen. Wir hoffen, nach und nach eine der 
Mitgliederzahl des L.V.Z. würdige Zahl von Zirkeln ent- 
stehen zu sehen. “2 


Bewegung des Ausiandes 


Dänemark. Die Kleinbauernbewegung im Film. 
Die Wichtigkeit der Genossenschaftsbewegung wird in einem 
Film hervorgehoben, welcher unter der Aegide der dänischen 
Kleinbauernvereinigungen hergestellt worden ist und die Ge- 
schichte der Kleinbauernbewegung in Dänemark beschreibt. 
Der Film führt in packender Weise das Glück eines dänischen 
Emigranten, Sohn einer armen Bauwernfamilie vor, der bei 
seiner Rückkehr in das Vaterland weit bessere Lebensverhält- 
nisse auf dem Lande vorfindet, die der Genossenschafts- 
bewegung zugeschrieben werden. 


— Jubiläum der genossenschaftlichen Ze- 
mentfiabrik. Die dänische genossenschaftliche Zement- 
fabrik, die kürzlich ihr 25iähriges Bestehen gefeiert hat, ist 
im Jahre 1911 mit Hilfe einer kleinen Bank in Kopenhagen, der 
Jütländischen Futterstoffgenossenschaft und von Privatper- 
sonen in Fredericia errichtet worden. Seit ihrer Gründung hat 
sie sich für die Verbraucher von überaus grossem Werte er- 
wiesen, indem sie der Monopolstellung des früheren Zement- 
kartells ein Ende machte. Kurz nach der Inbetriebsetzung der 
genossenschaftlichen Zementfabrik fand sich das Kartell ge- 
nötigt, die Preise um Kr. 2,55 ie Tonne herabzusetzen. Damals 
stellte sich der Verbrauch des Landes auf 1% Millionen 


Tonnen, was für die Verbraucher eine sofortige Ersparnis von 


Kr. 3% Millionen bedeutete. Abgesehen von der Erzeugung 
von Zement, versorgt die Fabrik seit dem Jahre 1925 die Stadt 
Norresundby mit elektrischem Strom. Im vergangenen Jahre 
erreichte die Zementerzeugung Kr. 3,4 Millionen und dürfte in 
absehbarer Zeit den im Jahre 1929 erreichten Höchstbetrag 
von Kr. 4 Millionen wieder erreichen. Ihre Mitgliedschaft setzt 
sich zusammen aus (enossenschaftern, privaten Bauunter- 
nehmungen, Maurern und Erzeugern von Zementartikeln. 


Oesterreich. Um die Gleichberechtigung im 
Untersagungsgesetz. Wie die Tagesblätter berichten, 
hat der Bundeswirtschaftsrat in seinem Gutachten über das 
Untersagungsgesetz einen Zusatzantrag angenommen, nach 
welchem auch während der Sperririst Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften gegründet werden können, ohne der 
Untersagung zu unterliegen, wenn der Geschäftsführer den 
Befähigungsnachweis erbringt und eine weitere Praxis in dem 
Ausmasse nachweist, das Einzelhändler berechtigt, neue Be- 
triebe zu errichten. 


Aus unserer Bewegung 


Aus unseren Verbandsvereinen: 


An Umsatzangaben wurden uns in der Berichtswoche be- 
kannt: 


1936 1935 
Aigle (Januar/Dezember) 309,700.— 264,300.— : 
Bex (Januar, Dezember) 650,400.— 589,000.— 
Broc (Januar/Dezember) 444,100.— 426,500.— 
Fribourg (Januar/Dezember) 670,400.— 583,000.— 
Luzern (Januar/Dezember) 8,011,000.-—  7,936,000.-- 
Möhlin (Januar/Dezember) . 224,700.— 198,600.— 
Monthey (Januar/Dezember) ur 224,400.— 202,300. — 
Zürich, L.V. (Januar/Dezember) . 21,139,000.— 19,676,000.— 
Kulm (Juli/Dezember) . .... 100,200.— 80,600.— 
Reinach-Menziken (Juli/Dezember) 357,100.— 334,600.— 
Aarberg (September/Dezember) 93,000.— 84,300.-— 
Grabs (September/Dezember) 224,300.— 196,800.— 
Huttwil (September/Dezember) 253,200.— 28,200.— 
Lenzburg, A.K.G. (Sept./Dez.) . 115,400.— 104,100.— 
Interlaken (Oktober/Dezember) 340,500.— 327,400.— 
Krattigen (Oktober/Dezember) 37.500.— 34,300.— 
Seitigen (Oktober/Dezember) 72,500.— 64,800.— 


Also restlos Zunahmen, und zwar teilweise sehr beträcht- 
liche! 

Das Brot beschäftigt die Verbandsvereine naturgemäss 
immer noch. Verschiedene Vereine veröffentlichen Preise, die 
durch die neue Wendung der Dinge bereits gegenstandslos 
geworden sind. Schaffhausen stellt ein Ansteigen des Voll- 
brotanteiles von 68% der Gesamtproduktion auf 72%% fest. 
Im ganzen betrug die Produktion in der zweiten Woche des 
laufenden Jahres rund 12,400 kg gegenüber nur 10,100 kg in 
der entsprechenden Woche des Jahres 1936. Im Gegensatz 
zu Schaffhausen will Olten bereits eine gewisse Rückkehr zum 
Halbweissbrot feststellen, eine Bewegung, die sich durch die 
inzwischen eingetretene Verringerung des Preisunterschiedes 
aller Voraussicht nach verschärfen wird. Für das Jahr 1936 
stellt Olten eine Zunahme der Broterzeugung um rund 26,000 kg 
fest. Weinfelden steigerte die Brotproduktion im zweiten Halb- 
jahr 1936 um 9500 auf 46,600 kg, währenddem Interlaken um- 
gekehrt für das letzte Vierteliahr 1936 eine Abnahme um 300 
auf 56,100 kg zu verzeichnen hat. 

Der L.V. Zürich weist für 1936 einen Neuzugang an Mit- 
gliedern von 2366 und einen Abgang von 497 auf. Der Rein- 
zuwachs beträgt damit 1869 und der Bestand am 31. Dezember 
des Jahres 22,425. 

Uster begann einen Strickkurs am 21. Januar, Worb einen 
Zuschneide-, Näh- und Flickkurs am 26. Januar. 

Familienabende sahen für den 23. Januar St-Aubin, für den 
15. Februar Worb und für den 20. Februar Faoug vor. In 
St-Aubin wirkte ein Coop-Orchester mit. Am 27. Januar sprach 
Herr Gaston Prache vom Nationalverband französischer Kon- 
sumgenossenschaften zum Personal der Societ& coop£rative 
suisse de consommation de Geneve. 

Der Allgemeine Konsumverein Luzern verzeichnet für das 
Rechnungsiahr 1936 einen Reinüberschuss nach Abzug des Ra- 
battes von 7 % (Fr. 401,825.—) von Fr. 147,800.—. Insofern der 
Verteilungsvorschlag genehmigt wird, steigt der Reservefonds 
auf Fr 1,010,000.— an. Anderseits stehen die Mobilien mit 
Fr, 118,000.—, der Fuhrpark mit Fr. 50,000.— und die Liegen- 
schaften bei einem Erstellwert von Fr. 6,383,800.— mit Franken 
4,715,000.— zu Buch. n. 


Rorschach. Reorganisation der Versiche- 
rungsanstalt. Samstag, den 23. Januar, versammelten 
sich in Rorschach Delegierte der Verbandsvereine von Arbon, 
Flawil, Frauenfeld, Kreuzlingen, Romanshorn und Rorschach, 
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um Stellung zu nehmen zu den Anträgen des Vorstandes der 
Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine zuhanden der 
ordentlichen Delegiertenversammlung vom 21. Februar in 
Olten zwecks Sanierung der Invalidenversicherungskasse. Die 
Verhältnisse, die in ohnehin ernster Zeit zu einer Erhöhung 
der Prämien oder aber einem Abbau der Leistungen zwingen, 
wurden allseitig erörtert. Dabei kamen auch die Vorschläge 
des A.C.V. beider Basel zur Diskussion. Ebenfalls wurde die 
Fıage ventiliert, ob nicht seitens des V.S.K. jährliche Bei- 
träge zur Durchführung der Sanierung zu gewähren seien; 
dabei wurde betont, dass nicht irgendeine Pflicht bestehe, 
aber der soziale Charakter der Institution dies rechtfertigen 
und wohl auch manchen Verein noch veranlassen würde, die 
Versicherung für sein Personal abzuschliessen.* Die Anträge 
des A.C.V. fanden insoweit Unterstützung, als eine Total- 
revision befristet werden soll; wird dieser zugestimmt, so soll 
der Erhöhung der Prämien um 2% zugestimmt werden, damit 
wenigstens für das Jahr 1937 ein Ausgleich geschaffen werde. 
Die neuen Anträge, die dem Vorstand der Versicherungs- 
anstalt eingereicht werden, lauten: 


1. Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Versicherungs- 
anstalt werden beauftragt, unverzüglich eine Totalrevision 
der Statuten vorzunehmen und wenn nötig neue Tarife auf- 
zustellen, die das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben garantieren. 


2. Die Revision der Statuten samt allfälligen neuen Tarifen 
ist so rechtzeitig einer ausserordentlichen Generalversammlung 
der Versicherungsanstalt vorzulegen, dass diese ab I. Januar 
1938 zur Anwendung kommen können. 


3. Unter Vorbehalt der Annahme der Anträge I und 2 
sei der Erhebung einer Zuschussprämie von 2% für die In- 
validenversicherung, rückwirkend auf 1. Januar und begrenzt 
für das Jahr 1937, zuzustimmen. 


* Anmerkung der Redaktion: Hiezu ist zu bemerken, dass 
der V.S.K. die Verwaltung der Versicherungsanstalt zu 
seinen Lasten übernommen hat und somit dem Postulat auf 
Berücksichtigung des sozialen Charakters der Anstalt schon 
jetzt in bemerkenswerter Weise Rücksicht trägt. 
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«Der Spatz». Januar-Nummer. Dass, wenn zwei das 
Gleiche tun, es nicht immer das Gleiche ist und, dass die 
Nummer 13 keine Unglückszahl, sondern sehr oft eine Glücks- 
zahl ist, beweisen zwei drollige Geschichten in der soeben 
erschienenen Januarnummer der illustrierten Jugendzeitschrift 
«Der Spatz». Zum Zeitvertreib gibts noch eine hübsche Bastel- 
arbeit und ein kitzliger Preiswettbewerb. Probenummern sind 
gratis. 


Versicherungsanstalt schweiz. 


Konsumvereine 


Sitzung des Aufsichtsrates. 


Der Aufsichtsrat der Versicherungsanstalt schweiz. 
Konsumvereine versammelte sich Sonntag, den 
17. Januar 1937, vormittags 9'!/sa Uhr, vollzählig im 
Genossenschaftshaus im Freidorf zur Behandlung des 
Jahresberichtes und der Jahresrechnung per 31. De- 
zember 1936, sowie weiterer Traktanden. 

Auf Ende 1936 waren 90 Kollektivmitglieder bei 
der Invalidenversicherung mit 4504 Personen ver- 
sichert. Von diesen Genossenschaften waren 58 mit 
2543 männlichen Personen auch der Hinterlassenen- 
versicherung angeschlossen. Daneben bestehen noch 
2 Einzelversicherungen bei der Invaliden- und 56 
bei der Hinterlassenenversicherung. Die Zahl der 
pensionierten Personen betrug Ende Dezember 686 
in der Invalidenversicherung, währenddem in der 
Hinterlassenenversicherung 191 Witwen und Waisen 
Pensionen beziehen. 

An Prämien, Eintrittsgeldern und Einkaufs- 
summen sowie Nachzahlungen auf Besoldungs- 
erhöhungen wurden Fr. 2,476,641.30 eingenommen. 
Die Zinserträgnisse auf Kapitalanlagen erbrachten 
Fr. 2,011,455.25. Dagegen gelangten an Pensionen 


und Sterbegeldern insgesamt Fr. 1,879,185.15 zur Aus- 
zahlung oder rund Fr. 150,200.— mehr als im Vorjahre. 

Das für die Deckung der versicherten Risiken 
vorhandene Vermögen belief sich Ende 1936 aul 
Fr. 50,241,164.55. 

Bericht und Rechnung wurden vom Aufsichts- 
rat einstimmig zur Weiterleitung an die General- 
versammlung gutgeheissen, die auf Sonntag, den 
21. Februar 1937, vormittags 9 Uhr, in das Hotel 
«Aarhof» in Olten einberufen wird. 

Jahresbericht und Jahresrechnung befinden sich 
nunmehr im Drucke und werden nach Fertigstellung 
den Mitgliedern zugestellt werden. 

Der Aufsichtsrat hat ferner beschlossen, den An- 
trag des Vorstandes auf Erhebung einer Zuschlags- 
prämie von 2°/o der versicherten Besoldungen für 
die Invalidenversicherung, mit Wirkung ab 1. Januar 
1937, der nächsten Generalversammlung zur Be- 
schlussfassung zu unterbreiten und ‘eine Statuten- 
revision im Laufe dieses Jahres, unter Mitwirkung 
aller Mitglieder und Versicherten, vorzubereiten. 

Einem Gesuche der Genossenschaft Coop-Haus, 
Basel, um Aufnahme als Kollektivmitglied wurde 
entsprochen. 

Einem weitern Aufnahmebegehren als Einzel- 
mitglied zur Invaliden- und Hinterlassenen-Versiche- 
rung wurde in zustimmendem Sinne entsprochen. 
Dagegen musste ein Begehren eines kollektiv ver- 
sicherten Vereins um Aufnahme einer Angestellten 
in die Invalidenversicherung wegen ungünstigen 
Risikos abgewiesen werden. 


Verwaltungskommission 


1. Die Verwaltungskommission nimmt Kenntnis 
von der Jahresrechnung des Kreisverbandes IXa 
des V.S.K. pro 1936. 

Die Zentralbuchhaltung wird beauftragt, dem 
Kreisverband IXa den statutengemässen Beitrag des 
V.S.K. pro 1937 zu vergüten. 


2. Dem Genossenschaftlichen Seminar (Stiftung 
von Bernhard Jaeggi) sind überwiesen worden: 
Fr. 100.— vom Konsumverein Schiers, 
100.— von Herrn E. Osterwalder, Verwal- 
ter der Konsumgenossenschaft Nie- 
derbipp, 


» 100.— von der Societ& coop. de consomma- 
tion «L’Economie», Orbe, 

» 100.— vom Konsumverein Uster, 

»  50.— von Ungenannt. 


Diese Zuwendungen werden anmit bestens ver- 
dankt. 


Arbeitsmarkt 


Angebot. 


unger, tüchtiger und solider Bäcker-Konditor sucht Stelle in 
Konsumbäckerei. Eintritt könnte in ca. 4 Wochen erfolgen. 
Offerten erbeten unter Chiffre R. L. 2 an den V.S.K., Basel 2. 


ochter gesetzten Alters, mit mehriähriger Praxis, deutsch 
und französisch sprechend, sucht auf Frühiahr Stelle als 
I. Verkäuferin in Konsumdepot. Kanton Bern wird bevorzugt. 
Oiferten erbeten unter Chiffre M.S. 10 an den V.S.K., Basel 2. 


Junger Kaufmann, mit Handelsschuldiplom, der seine kauf- 
männische Lehrzeit in einer grösseren städtischen Konsum- 
genossenschaft beendet hat, sucht passenden Wirkungskreis in 
Konsumgenossenschaft. Gute Zeugnisse und Referenzen zu 
Diensten. Offerten erbeten unter Chiffre J. G. 12 an den 


V.S.K., Basel 2. 
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Einladung zur 29. ordentlichen Generalversammlung 


Die Mitglieder der Versicherungsanstalt schweiz. 
Konsumvereine werden hiermit zur Teilnahme an 
der 29, ordentlichen Generalversammlung aui 


Sonntag, den 21. Februar 1937, vormittags 9 Uhr, 


in das Hotel „‚Aarhof‘‘ in Olten 


eingeladen. 

Die Tagesordnung ist vom Aufsichtsrat folgen- 
dermassen festgesetzt worden: 

1. Festsetzung der Präsenzliste. 

2. Wahl des Bureaus gemäss $ 20 der Statuten (Vor- 
sitzender, Stellvertreter, Protokollführer, Stim- 
menzähler). 

3. Protokoll der Beschlüsse der Generalversamm- 
lung vom 22. März 1936. 

4. Behandlung und Genehmigung des Jahres- 
berichtes und der Jahresrechnung pro 31. De- 
zember 1936. (Referent: Herr Dr. O. Schär, Prä- 
sident der Verwaltungskommission des V.S.K.). 

5. Antrag des Vorstandes und des Aufsichtsrates 
gestützt auf $ 21, alinea f, der Statuten: 

«Mit Wirkung ab 1. Januar 1937 wird auf den 
nach den Tarifen I und I für die Invalidenver- 
sicherung versicherten Besoldungen eine jährliche 
Zuschlagsprämie von 2% erhoben. Für diese Zu- 
schlagsprämie gelten ebenialls die Vorschriiten 
von $ 28 der Statuten.» 

(Referent: Herr Dr. O. Schär, Präsident der 
Verwaltungskommission des V.S.K.) 

6. Allfälliges. 


Stimmenverteilung. 
Total Anteil des 

Vorstandes Personals 
1. V.S.K. Basel 645 484 161 
2. Gen. Zentralbank, Basel 39 29 10 
3. Volksfürsorge, Basel 10 10 _ 
4. Möbelvermittlung, Basel 7 7 _ 
5. Schuh-Coop, Basel 77 58 19 
6. M.S.K. Zürich 53 53 _ 
7. S. G. G. Kerzers 1 1 _ 
8. Minoterie c. d. Leman, Rivaz b) 4 4 
9. Aadorf 2 1 1 
10. Aarau 6 4 2 
11. Altdorf _ — _ 
12. Arbon 28 19 9 
13. Baden 26 20 6 
14. Basel (A.C.V.beider Basel) 1455 728 727 
15. Bellinzona 38 23 15 
16, Bern 296 164 62 
17. Bischofszell 4 3 1 
18. Brig 2 2 _ 
19. Brugg 17 11 6 
20. Buchs (Rhtl.) {ji 5 2 
21. Burgdorf 1 1 — 
22. La Chaux-de-Fonds, S. d. c. 19 11 8 
23. Chaux-de-Fonds, C. Reunies 296 113 113 
24. Chiasso 7 4 3 
25. Chur 54 27 27 
26. Courrendlin 1 1 _ 
27. Davos 13 9 4 
28. Delsberg 32 16 16 
29. Dombresson 5 3 2 
30. Erstfeld 30 18 12 
31. Flawil 15 8 7 
32. Fontainemelon 15 8 ef 
33. Frauenfeld 26 13 13 
34. Freidorf, Genossensch. Seminar 2 2 _ 

35. Freidorf, Siedelungsgenossen- 
schaft 6 5 1 
36. Gelterkinden b) 8 u 
37. Genf 143 86 57 
Uebertrag 3254 1959 1295 


Total nn Mes 

Uebertrag 3254 1959 1295 

38. Glarus 10 5 5 
39. Grabs 8 6 2 
40. Grenchen 12 8 4 
41. Herzogenbuchsee 6 4 2 
42. Horgen 33 22 11 
43. Huttwil 11 6 5 
44. Interlaken 14 7 7 
45. Jona 7 4 3 
46. Kreuzlingen 19 13 6 
47. Langenthal 13 8 5 
48. Langnau i.E. 5 3 2 
49. Laufen 8 4 4 
50. Lausanne 101 67 34 
51. Lenzburg, Bäck.-Gen. 4 3 1 
52. Liestal 26 16 10 
53. Luzern 126 63 63 
54. Menziken 3 2 1 
55. Neuenburg 62 43 19 
56. Niederbipp 7 4 3 
57. Niedergerlafingen 6 4 2 
58. Niedergösgen 14 B 10 
59. Niederschönthal 14 9 5 
60. Olten 93 54 39 
61. Papiermühle 7 5 2 
62. Forrentruy 45 23 22 
63. Reconvilier 5 3 2 
64. Romanshorn 2ı 11 10 
65. Rorschach 39 23 16 
66. Rüti-Tann 17 9 8 
67. St. Georgen 2 1 1 
68. St. Imier 12 6 6 
69. St. Ursanne 13 8 5 
70. Schaffhausen 57 37 20 
71. Schönbühl 2 I 1 
72. Solothurn 70 47 23 
73. Sonceboz 8 5 3 
74. Steffisburg 30 22 8 
75. Stein a. Rh. 2 1 1 
76. Turgi U 5 2 
77. Uetendorf 2 1 1 
78. Uetikon a./See 3 2 1 
79. Uster 7 4 3 
80. Vallorbe 8 4 4 
81. Wädenswil, E.-V. 7 5 2 
82. Weinfelden 3 2 1 
83. Wettingen 11 r£ 4 
54. Wetzikon 14 8 6 
85. Windisch 4 3 1 
86. Winterthur 94 47 47 
87. Worb 10 5 5) 
88. Yverdon 30 15 15 
89. Zürich, L.V. 143 72 71 
90. Zug 4 3 1 
91. Einzelmitglieder 82 52 
Total 4615 2703 1912 


Die vorstehend erwähnten Organisationen wer- 
den ersucht, dafür zu sorgen, dass bis zur General- 
versammlung die Delegierten sowohl der Verwaltung 
als auch des Personals gewählt werden und dass die 
an der Generalversammlung anwesenden Delegier- 
ten sich nicht nur über ihre Stimmberechtigung, son- 
dern auch über die genaue Anzahl Stimmen, die 
ieder Delegierte abzugeben berechtigt ist, auswei- 
sen können. Die durch die Teilnahme der Delegier- 
ten an der Generalversammlung entstehenden Aus- 
lagen fallen zu Lasten der einzelnen Mitglieder der 
Versicherungsanstalt. 


Basel, den 17. Januar 1937. 
Im Namen des Aufsichtsrates 
der Versicherungsanstalt schweiz. Konsumvereine 


Der Sekretär: 
0. Zellweger. 


Der Präsident: 


B. Jaeggi. 


